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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des sechsten

Allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Dreizehnte ordentliche Sitzung.

Oldenburg , den 15 . November 1852 , Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : 1) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Einrichtung der Provinzialräthe,

2 ) Fortsetzung der Berathung des Berichts des Ausschusses über das Wahlgesetz.

Vorsitz : Präsident Zedelius

Am Ministertisch anwesend : Herr Regierungscommissär Bucholtz . Die Sitzung beginnt IG/ ), Uhr mit Verlesung des Protokolls
der letzten Sitzung durch den Schriftführer StrackerjanII.

Präsident : Wird etwas gegen das Protokoll erinnert ? —

(Geschieht nicht ) . In Betreff meines Vorschlages wegen der

Annahme der Anträge des Ausschusses , ohne Abstimmung , wird

wohl eine Berichtigung nothwendig sein . Der Vorschlag , welchen

ich in dieser Hinsicht machte , lautete nicht so unbedingt , wie er >

im Protokoll niedergeschricben worden ist , für alle Anträge des

Ausschusses , soudern er beschränkte sich nur auf diejenigen An¬

träge des Ausschusses , welche die unveränderte Annahme eines

Artikels des Gesetzentwurfs empfehlen . Vorbehältlich dieser Be¬

richtigung erkläre ich das Protokoll für genehmigt . Wir gehen

zur Tagesordnung ! Ich bemerke vorher noch , daß eine Vor¬

stellung des ehemaligen Deichkondukteurs Hullmann in Berne

eingegangen ist ; sie bezieht sich auf die Beförderung des nau¬

tischen Unterrichts , enthält übrigens kein bestimmtes Petitum und

wird deshalb zu den Akten zu nehmen sein . — Wir gehen zur

Tagesordnung , zunächst zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs

wegen Einrichtung der Provinzialräthe . Die zweite Lesung dieses

Gesetzentwurfs konnte schon heute auf die Tagesordnung gesetzt

werden , weil die Zusammenstellung , welche der zweiten Lesung

vorangchen soll, in der That als Anlage I schon längst sich in

den Händen der Abgeordneten befindet . Es sind 'nur zu wenigen

Artikeln einige kleine Aenderungen der Anlage I beschlossen, näm¬

lich zu Art . 25 ein Zusatz , vom Abg . Lindemann beantragt,

und zu Art . 26 die Einschaltung der wenigen Worte , welche

darin auszunehmen vom Regierungstische beantragt worden ist.

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort?

Berichterst. Rüder : Ich bitte darum.

Präsident : Sie haben das Wort.

Berichterst . Abg . Rüder : ( verliest den Bericht zur Zusammen¬

stellung der Beschlüsse für die zweite Lesung ; der Ausschuß schlägt

einige unbedeutende Redaktionsänderungen vor , u . a . hat der

auf Antrag des Abg . Lindemann gefaßte Beschluß eine Redak-

tionsändcrung erfahren ) .

Präsident : Der Herr Abg . Lindcmann wird vielleicht
sein Einverständnis ! mit dieser Fassung erklären?

Abg . Lindemann : Ich bin damit einverstanden.

Berichterst . Rüder : ( In der Anlage X ist vom Ausschüsse

vorgeschlägen , bei I die nur erläuternde Parenthese stehen zu

lassen ) . Es bezieht sich das auf die Bemerkung zu Anlage X

g <1 I , wo in Parenthese steht : „ In Uebereinstimmung mit den

jetzt bestehenden Wahlbezirken " . Es ist das gewissermaßen eine

Rubrik , welche die Bezeichnungen der Bezirke erläutern soll und

sie ist deshalb nicht wegzulassen . Es ist diese Bemerkung eigent¬

lich eine Nachholung dessen, was in dem früheren Berichte schon

über diese Parenthese hatte gesagt sein sollen.

Weitere Bemerkungen habe ich nicht zu machen.

Präsident : Gegen diese letzte Bemerkung möchte ohne

Zweifel Niemand etwas zu erinnern haben . Es sind bei dem
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Bureau Abänderungsautrage für die zweite Lesung nicht cinge-
bracht worden; hat einer der Herren Abgeordneten die Absicht,
gegenwärtig einen Abänderungsantrag noch einzubringen, so würde
ich ihm das Wort dazu erthcilcn. - Es meldet sich Niemand,
wir gehen deshalb zur Abstimmung. Ich bringe die Frage zur
Abstimmung, ob der Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Ein¬
richtung der Provinzialräthe im Fürstenthum Lübeck und Birken¬
feld, wie er als AnlageI des Berichts znsammcngestellt ist, eben¬
so mit der Anlage II, und unter denjenigen Abänderungen, welche
der Landtag bei der Berathung des Gesetzes beschlossen, be¬
ziehungsweise heute gutgeheißen hat, wie sie von dem Abgeord¬
neten Rüder so eben vorgetragcuworden sind, ob, sage ich,
der Landtag diesen Entwurf jetzt billigen will. Ich ersuche dem¬
nach diejenigen Herren Abgeordneten, welche wollen, daß der
Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Einrichtung der Provinzial-
räthe in den Fürstenthümern Lübeck und Birkenfcld, daß die An¬
lage I des früheren Ausschußberichts, mit den heute zur Sprache
gekommenen Modifikationen, zum Gesetz erhoben werde, sich zu
erheben. Einstimmig angenommen. Wir gehen zum zweiten
Gegenstand der Tagesordnung, zur Fortsetzung der Berathung
des Ausschußberichts, betreffend den Entwurf eines Wahlgesetzes
für die Wahlen zum Landtage. — Die Art. 1 und 2 sind von
dem Ausschuß zur Annahme empfohlen.

Abg. Kasten : Ich bitte um das Work!
Präfident . Wünscht der Abg. Kasten in Beziehung auf

Antrag 1 oder 2 das Wort?
(Abg. Kasten spricht etwas, unvernehmlich.)

Präfident : Ich verstehe Sie nicht! Sie haben das
Wort!

Abg. Kasten : Ich habe in der Sitzung am Sonnabend
um das Wort gebeten. Sie erklärten, da die Frage schon hin¬
reichend erschöpft sei, mir dasselbe nicht mehr geben zu können.
Durch die große Aufmerksamkeit, mit welcher Sie der Debatte
folgen müssen, waren Sie begreiflicherweiseermüdet. Ich fand
dadurch diese Erklärung begründet. Indessen die Art und Weise,
wie Sie sich gegen mich auösprachen, hatte etwas Verletzendes
für mich und ich halte mich berechtigt, dieses hier auszusprechen—
(der Redner hält einen Augenblick inne) .

Präfident : Haben Sie geendet, Herr Kasten?
Abg. Kasten (fortfahrend) : Ich beanspruche dieselbe Be-

rücksicktigung, wozu mich mein Mandat berechtigt. Ich verbinde
damit, Herr Präsident, nicht die Absicht, etwas zu sagen, was
Sie beleidigen könnte, sondern erkläre, daß die persönliche Achtung
dadurch durchaus nicht geschmälert ist.

Präfident : Ich erinnere mich überall nicht — zwar
wohl . Sie haben Ihren Vortrag geendet, Herr Kasten?
(Abg. Kasten bejaht) . Ich erinnere mich wohl, daß der Abge¬
ordnete Kasten um's Wort gebeten hat, nachdem ich der Ver¬
sammlung bemerkt, daß ich den Gegenstand zur Abstimmung für
genügend reif halte, ich erinnere mich aber nicht, daß ich auf

unzulässige Weise etwas Verletzendes gegen Herrn Kasten gesagt
hätte. Ich habe vielleicht, als er um's Wort bat, gesagt, daß
ich bitten müsse, mich nicht zu unterbrechen, indem ich eben im
Begriff sei, der Versammlung einen Vorschlag zu machen.
Sollte Herr Kasten sich dennoch durch etwas von mir Gesagtes
beleidigt fühlen, so erkläre ich, daß ich nichtsweniger, als die
Absicht gehabt habe, ihn irgendwie zn kränken oder zu verletzen.

Abg. Kasten : Ich erkläre mich damit zufriedengestellt.
Präfident : Wir gehen zu weiterer Berathung des Entwurfs

eines Gesetzes über die Wahlen zum Landtage. Der Ausschuß
hat Art. I und 2 zur Annahme empfohlen. Wünscht Jemand
darüber das Wort ? — Da dies nicht der Fall ist, so erkläre
ich den Antrag für angenommen. Ich bitte jetzt die Bemerkung
zu Art. 3 zu verlesen.

Bcrichtcrst. Strackerjan II. : Verliest den Bericht zu Art . 3.
Abg. Klävemann : Ich muß Ihnen den Antrag der Min¬

derheit zur Annahme empfehlen, m. H. ! gegen den Antrag der
Mehrheit. Beide Anträge stimmen überein, daß 46 Abgeordnete
für den Landtag beizubehalten seien. Die Mehrheit will aber
die Anzahl der Wahlmänner verringern, und zwar, damit die
Wahl nicht erschwert werde. Was wird denn die Wahl er¬
schwert durch diese größere Anzahl Wahlmänner! Haben Sie
nicht bemerkt, daß selten oder nie bei den Abgeordneten-Wahlen
ein Wahlmann gefehlt hat? Sind nicht immer Alle freudig zur
Wahl gegangen? Oder in den Gemeinden,  bei den Urwahlen
sollte die Wahl erschwert sein, also die Wahl der Wahlmänner?
Ist es nicht einerlei, ob 20 oder 24 Wahlmännervon der Ur¬
wählerversammlung, wenn sie einmal versammelt ist, gewählt
werden, ob 10 oder 12, 5 oder 6 ? Eine kleinere Anzahl
Wahlmänner giebt nothwendig eine einseitigere Abgeordneten-
Wahl. Eine größere Versammlung kann die Sache besser über¬
legen und nach allen Seiten hin erwägen. Ich möchte Ihnen
daher empfehlen, m. H. , daß Sie es bei der alten Anzahl
Wahlmänner, wie wir sic bisher gehabt haben, belassen, so daß
auch künftig auf 250 Einwohner ein Wahlmann gewählt werden
soll, wie cs die Minderheit in ihrem Anträge vorgeschlagen hat.

Präfident : Herr Ministcrialrath Bucholtz hat das Wort!
Reg-Commiff. Bucholtz: Lassen Sie mich, meine Herren!

bei der Frage wegen der Größe der Abgeordnctenzahl einen
kurzen Rückblick werfen auf das, was bisher vorgekommen ist
in dieser Beziehung. Als die Staatsregierung im Jahre 1848
eine Versammlungvon Vertrauensmännern berief, um das Ver-
fassungswerk zu berathen, ward die Zahl der Mitglieder der Ver¬
sammlung auf 34 festgesetzt. Mau erinnert sich nicht, daß da¬
mals irgendwie die Ansicht sich ausgesprochen hätte, daß diese
Zahl nicht genüge. Im Entwurf des Staatsgrundgesetzes, welches
von der Regierung der Versammlung damals vorgelegt wurde,
ward die Zahl der zu wählenden Abgeordneten auf 35 festge¬
setzt; man hat nicht vernommen, daß die Versammlung gegen
diese Zahl irgendwie Einwendungen machte. Als damals eine
Versammlung zur Vereinbarung des Staatsgrundgesetzes berufen
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wurde, bestand sie auch nur aus 34 Abgeordneten , und wenn
jemals bei einer Versammlung die Rücksicht auf die Zahl derselben
ein erhebliches Gewicht hätte geben sollen, so hätte diese Rücksicht
gerade bei dieser Versammlung genommen werden müssen. Der
Kommissionsbericht , der dem Vereinbarungslandtage vorgelegt
wurde , hatte auch nur die Zahl von 35 Abgeordneten vorge¬
schlagen. Erst auf dem Vereinbarungslandtage ward die Zahl
35 auf 46 erweitert . Wenn die Staatsrcgierung jetzt auf den
früheren Vorschlag wieder zurückkam, so ist sie allerdings mit
dem Ausschüsse darin einverstanden , daß die Vermehrung der
Kosten hier nicht erheblich in Betracht zu ziehen ist, wohl aber
hat sie sich von denselben Rücksichten leiten lassen, die vom Aus¬
schüsse ausgesprochen sind, hält aber auch diese Rücksichten durch
die vorgeschlagene Zahl hinlänglich gewahrt . Sie glaubt , daß
eine Anzahl von 35 Personen durchaus geeignet ist, um sowohl
der Staatsregierung , als der öffentlichen Meinung gegenüber der
Volksvertretung das genügende Gewicht zu geben und auch —
was von dem Abg. Klävemann  hcrvorgehoben ist — um die
zur Sprache kommenden Fragen mit hinlänglicher Ucberlegung
zu behandeln . Ich kann Ihnen daher nur rathen , dem Vor¬
schlag der Staatsregierung beizustimmen.

Abg. Mölling : Ich bitte um's Wort!
Präsident : Sic haben das Wort!
Abg. Mölling : Ich habe den Minderheitsantrag nicht ber-

theidigen wollen, weil das bereits vom Abg . Klävemann  ge¬
schehen ist, ich will auch nicht den Antrag der Mehrheit des
Ausschusses verthcidigen, weil ich erwarte , daß der Ausschuß oder
diejenigen Redner , welche für den Antrag stimmen wollen, sich
dafür erheben werden und weil ich nicht will , daß mit der
speziellen Berathung unnütze Zeit verschwendet wird . Ich will
nur mit wenigen Worten auf das antworten , was der Herr
Regierungskommissär so eben gesagt hat . Er führt uns in die
Geschichte zurück, als die 34 Vertrauensmänner zuerst gewählt
wurden, um 1848 zu berathcn , wie die öffentlichen Verhältnisse
in zeitgemäße Formen bei uns gebracht werden könnten . Ich
glaube nicht, daß aus dieser Geschichte ein Moment hergenommen
werden kann , jetzt die Zahl von 46 wieder zu verringern . Es
war damals der erste Griff , den wir in unser öffentliches Leben
thatcn . Es war ebensogut möglich, daß 50 oder 40 oder 25
als Zahl der Abgeordneten genommen wurden . Ich glaube nicht,
daß damals irgend ein Werth auf die Zahl gelegt werden
konnte, die ohne alle praktische Erfahrung gegriffen wurde.
Es ist dann fortgefahren worden , daß auch die Commission,
welche gewählt wurde zur Ausarbeitung des Staatsgrundgcsetzes,
mit dieser Zahl sich begnügt habe. Auch das mag wahr sein,
es mochte vielleicht die Kommission theoretische Gründe für die
vorgelegte Zahl haben ; praktische Gründe dafür konnten aber
damals ebensowenig gefunden werden, weil eine Praris sich in
dieser Beziehung noch nicht gebildet hatte . Entscheidender möchte
es sein, daß der konstituirende Landtag die Zahl der Abgeord¬
neten auf 46 festgesetzt hat , wenn aber auch damals die Zahl
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von 34 Abgeordneten genügt hatte , so war doch damals eine
andere Kraft im Volke als jetzt, und Sie Alle werden mit mir
darüber einig sein, daß damals 34 Abgeordnete mehr Gewicht in
die Wagschale legen konnten , als gegenwärtig 50 oder 60 ; denn
damals erwartete Niemand , erwarteten selbst die konservativsten
Männer nicht, daß die Zeit in solche Bahnen einlenken würde,
wie es jetzt geschehen ist. Jetzt aber muß ich mich doch dahin
aussprechen, daß, wenn die Kammer nicht den größten Theil
ihres Gewichts verlieren soll, sie auch keinen Mann von 46
hergcben muß . Ich würde mich vielleicht dahin anssprechen, daß
diese Zahl noch vermehrt wird, weil ich glaube , daß nur in
dieser größeren Zahl — natürlich bis zu einer gewissen Gränze
— noch die einzige Kraft liege, die den Volkswillen repräsentirt.
Wir sind ein keiner Staat , natürlich müssen die Zahlenverhält¬
nisse in größeren Staaten sich ändern . Es wäre lächerlich, wenn
man in Preußen , wenn man in Frankreich, in den Staaten,
die nach Millionen rechnen, nach solcher Bevölkerungsbasis die
Abgeordnetenzahl bestimmen wollte, aber je kleiner der Staat ist,
desto größer muß verhältnißmäßig die Zahl Derjenigen sein, welche
das Volk repräsentiren , sonst löst sich, wenn wir nur das arith-
methische Zahlenverhältniß annehmen wollen, die ganze Kraft des
Volkes in nichts auf . Ich glaube daher, daß diese Ausführung
des Herrn Regierungskommissär Sie nicht bewegen kann , von
dem Antrag der Mehrheit zurückzugeheu.

Präsident : Es hat sich Niemand weiter zum Worte ge¬
meldet. Ich schließe die Berathung , vorbehältlich des letzten
Worts der Herren Berichterstatter . (Abgeordneter Lüerßen und
Strackerjan  II . verzichten) . Wir gehen zur Abstimmung . Es
liegen 2 Anträge vor:  der Antrag der Mehrheit Nr . 3 und der
Antrag der Minderheit Nr . 4 des Ausschußberichts. Da der
Antrag der Minderheit sich weiter vom Art . 3 der Vorlage der
Staatsregierung entfernt , als der Antrag der Mehrheit , so bringe
ich den Antrag der Minderheit zuerst zur Abstimmung . Ich er¬
suche diejenigen Herren Abgeordneten , welche wollen, daß der
Antrag der Minderheit , dahin lautend : »Daß im Art . 1 Z 1
statt 300 gesetzt werde 250 , und 6000 statt 8000 , und daß
mit diesen Aenderungen der Artikel angenommen werde" , sich zu
erheben.

Abg. v. Münster : Sie erlauben , Herr Präsident ! Bezieht
sich diese Abstimmung auf die Zahl 250 ? Für 300 habe ich
gestimmt, aber auch für 6000.

Präsident : Wenn der Antrag der Minderheit nicht ange¬
nommen wird , so wird der Antrag der Mehrheit zur Abstimmung
kommen. Die Minderheit beantragt , daß statt 8000 gesetzt
werde 6000 und daß anstatt auf 300 wie bisher auf 250 Ein¬
wohner ein Wahlmann komme. Um diese Frage handelt es sich
jetzt und ich ersuche diejenigen Herren , welche diesen Vorschlag
nicht wollen, sich zu erheben. — — Ich bitte die Herren , sich
niederzulassen ; ich will die Frage noch einmal wiederholen, cs
scheint ein Mißverständniß obzuwalten . Es handelt sich zunächst
um den Antrag der Minderheit . Wird er angenommen , so hat
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es dabei sein Bewenden, wird er abgelehnt, so kommt der An¬
trag der Mehrheit zur Abstimmung. Minderheit und Mehrheit
stimmen darin überein, daß statt der Seitens der Regierung vor¬
geschlagenen Zahl 8000 die Zahl 0000 als Normalzahl für
einen Abgeordneten beibehalten werde. Also wer dem Antrag
der Mehrheit oder der Minderheit bcistimmt, in beiden Fällen
wird die Zahl von 6000 für einen Abgeordneten angenommen.

Abz. Lindemann : Da zweimalige Abstimmung kein Resultat
ergeben, so bitte ich um namentliche Abstimmung.

Präsident : Das ist allerdings das Leichteste, um aus der
Sache zu kommen. Erlauben Sie , daß ich in meiner Er¬
läuterung fortfahre. Der Antrag der Minderheit empfiehlt, nicht
auf 300 Einwohner einen Wahlmann wählen zu lassen, sondern
auf je 250 Einwohner einen wählen zu lassen, dagegen empfiehlt
die Mehrheit, auf 300 Einwohner einen Wahlmann wählen .u
lassen und nicht, wie bisher geschehen, auf 250 . Wird der An¬
trag der Minderheit abgelehnt, so kommt der Antrag der Mehr¬
heit zur Abstimmung, und wird der Antrag der Minderheit an¬
genommen, so ist damit der Antrag der Mehrheit erledigt. —
Der Antrag auf namentliche Abstimmung ist genügend unterstützt.
Ich bitte also die Herren, welche dem Anträge der Minderheit
Nr . 4 beitreten wollen, mit Ja , die das nicht wollen, mit Nein
bei dem Namensaufruf zu antworten. Der Namensaufruf be¬
ginnt mit dem Buchstaben M.

Es antworteten mit
Jcr Nein

Mölling. die Abg. Möhring.
Noell. Morell.
Schmedes. v. Münster.
Sudendorf. Nieberding.
Millers. Pancratz.
Abels. Rüder.
Alfs. Schwegmann.
Bargmann. Strackerjan I.
Becker. Strackerjan II.
Bvckek. Strodthoff.
Frank. v. Weddcrkop.
Goose. Zebelins.
Hardt. Barlcben.
Kasten. v. Berg.
Klävcmann. Böker.
Lehmkuhl. Bothe.
Liudcmann. Driver.
Lübbers. Feldhus.
Lüerßen. Ferneding.

Janßen.
Kindt.
Lauw .

Abwesend waren mit Urlaub : die Abg. Bulling , Crone,
Niebour;  abwesend ohne Urlaub : die Abg. Wibel und
Hein dl.

Der Antrag der Minderheit ist mit 22 gegen 19 Stimmen
abgelehnt. — Ich bringe den Antrag der Mehrheit zur Abstim¬
mung. Der Antrag auf namentliche Abstimmung wird sich nicht
hierauf erstrecken? (Zuruf : Rein.) Der Antrag der Mehrheit
geht dahin : „daß in Art. 1 D 1 statt 8000 gesetzt werde 6000
und daß derselbe mit dieser Aenderung angenommen werde" . Ich
ersuche diejenigen Herren , welche diesem Anträge nicht bcitreten
wollen, sich zu erheben! Der Antrag ist gegen 2 Stimmen an¬
genommen. Der S 2 und 3 des Art. 3 sind vom Ausschüsse zur
Annahme empfohlen.

Abg. Schmedes : Darf ich um's Wort bitten? Im Art. 3
ist auf Art. 19 und 21 Bezug genommen. Ich glaube, daß,
weil sie hier angezogen sind, wir sie deswegen noch nicht her¬
beizuziehen brauchen; sonst würde ich mich hier über diese Artikel
aussprechen.

Präsident : Diese Artikel würden allerdings erst an ihre
Stelle zur Berathung kommen. — § 2 und 3 sind vom Aus¬
schuß zur Annahme empfohlen. Wünscht Jemand darüber das
Wort ? — Ta das nicht der Fall ist, gelten die D 2 und 3 als
angenommen. Ich bitte fortzufahren.

Berichterst. Strackerjan II.: (verliest den Bericht bis ein¬
schließlich Antrag Nr . 6) .

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand das Wort ? —
Wir gehen zur Abstimmung. Der Antrag lautet : „Der Land¬
tag wolle dem Art. 4 des Entwurfs unter Vorbehalt der nach
dem Beschlüsse zu Art 9 § 2 etwa nothwendig werdenden Er¬
gänzung seine Zustimmung ertheilen."

Ich ersuche diejenigen Herren Abgeordneten, welche dem An¬
träge nicht beitreten wollen, sich zu erheben. — Ter Antrag ist
angenommen. Ich bitte fortzufahren

Berichtcrst. Strackerjan II. (verliest den Bericht bis einschl.
Antr. Nr . 7, lautend: „der Landtag beschließt, daß der Art. 5 unter
Vorbehalt des Beschlusses über die Anl. ^ des Entw . folgende
Fassung erhalte : Die für die Wahl der Wahlmänner gebildeten
Wahlbezirke sind in der Anl . enthalten.")

Präsident : Ich ersuche diejenigen Herren Abgeordneten, welche
diesem Anträge nicht bcitreten wollen,  sich zu erheben. — Der
Antrag ist angenommen. — Der Art. 6 stimmt wörtlich mit dem
Inhalte des § 7 des bestehenden Wahlgesetzes überein und wird
vom Ausschuß zur Annahme empfohlen, unter Vorbehalt der
Beschlußnahmeüber den Inhalt der Anlage 8 . Art. 7 und 8
werden auch vom Ausschuß zur Annahme empfohlen, vorbehalt¬
lich der nach etwaiger Annahme des zu Art. 9 § 1 gestellten
Minderheitsantrags sich als nothwendig ergebenden Aenderungen.
Wünscht Jemand das Wort ? — Unter dem im Berichte gedach¬
ten Vorbehalte gelten die Artikel als angenommen.

Berichtcrst. Strackerjan II. (verliest das im Berichte über den
Art. 9 Gesagte mit den Anträgen Nr . 10, 11, 12 und 13).

Präsident : Ich eröffne die Berathung,
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Abg. MMing : Ich bitte um 's Wort!
Präsident : Sie haben das Wort!

Abg. Mölling : Ich muß mich gegen den ganzen Art . 9 er¬
klären . Er zerfallt in zwei Theilc Z 1 und 2 . Jcb will hier
nicht über Z 2 sprechen , weil die Widerlegung desselben nicht aus-
bleiben wird . Was aber den § 1 betrifft , nach welchem Sämmt-
jiche vom Wahlrecht ausgeschlossen sind , die nicht einen direkten
Geldbeitrag leisten zu den Lasten des Staats oder der Gemeinde,
zur Armenkasse , so kann ich mich damit nicht einverstanden er¬
klären . Ich bedaure hier mit kurzen Worten ans das znrück-
kommen zu müssen , was ich bereits neulich gesagt habe , als das
Motiv der Staatsregierung die Ausscheidung damit begründete,
daß nur ein Faktor berechtigt sei, der Faktor des Besitzes . Ich
muß wiederholen , daß ich den andern Faktor für ebenso berechtigt
halte : die Arbeit . Der Abg . Rüder suchte diese Darstellung,
oder Theorie , wie er's nannte , als eine falsche zu widerlege » . Er
stellte die Behauptung auf , es gebe keine selbstständige Arbeit,
keine Arbeit die selbstständig bei den Einzelnen sei, sie finde sich
sowohl in dem Stande der Besitzenden als der Besitzlosen , er
nannte namentlich die Tagelöhner , die Handwerker , die Kausieute,
und , ich meine deutlich gehört zu haben — selbst die Acrzte . Mir
ist damals durch einen Beschluß , den ich wegen der Wichtigkeit
der Sache weder angemessen , noch weniger in der Billigkeit be¬
gründet halte , als ich zum zweitenmale sprechen wollte , das Wort
genommen worden , ich hatte mir das notirt , ich würde damals
schon darauf geantwortet haben ; es gehört aber auch hier zur
Sache , und ich muß jetzt darauf antworten . — Der Abg . Rüder
hat Recht,  daß die Arbeit durch alle Stände sich hindurchzicht,
das trifft aber meinen Satz nicht , sondern beweist nur , daß die
Arbeit ein Recht sei. Würde sich bei den übrigen Ständen die
Arbeit so praktisch machen,  daß die Arbeit als ein Recht auf-
treten müßte , so würde ich der Arbeit auch da das Recht zuer¬
kennen . Da aber in Beziehung auf das Wahlrecht bei den
übrigen Ständen schon der sogenannte andere Faktor vorhanden
ist, so kommt die Arbeit hier nicht in Betracht . Sie kommt aber
da in Betracht , wo dieser Faktor fehlt , bei den besitzlosen Stän¬
den . Das Beispiel der Aerzte scheint mir übrigens unglücklich
gewählt , weil mit „ Arbeit " nur körperliche Arbeit zur Befriedi¬
gung natürlicher Bedürfnisse gewöhnlich gemeint ist.

Es erhellt aber überhaupt hieraus , daß der Abg . Rüder
damals gegen Windmühlen gekämpft hat . Der Abg . Rüder
führte ferner aus , er habe demokratische Schriften gelesen , welche
auch diese Theorie aufstellten und zwar geistreich und er lese gern
geistreiche demokratische Schriften . Ich freue mich darüber , und
hoffe, daß er manche nützliche Lehre daraus ziehen wird . Ich
muß ihn aber auf den Unterschied aufmerksam machen , auf den
Unterschied zwischen dem Recht der Arbeit und dem Recht auf
Arbeit . Ich habe nicht gesprochen von einem Recht auf Arbeit.
Diese Theorie , die namentlich die Franzosen aufgestellt haben und
die, meine ich , zu der unklugen Konsequenz der Nationalwerk --
stätten damals führte , habe ich bis jetzt nicht zu der meinigen

gemacht . Ein Anderes aber ist : das Recht der Arbeit und hier
komme ich zu dem Ziele : die Arbeit wird repräsentirt und be¬
sonders nothwenvig als Recht da anerkannt werden , wo die Ar¬
beit nicht mit dem Besitz verbunden ist, wo die Arbeit mit dem
andern Faktor nicht verbunden ist , und von den sogenannten
arbeitenden Klaffen , die keinen Besitz haben , repräsentirt wird.
Und nun muß ich wieder davon ausgchen , daß der höchste Zweck
des Staates , das Wohl Aller , nicht hinreichend gefördert werden
kann , wenn nicht Alle es mit befördern dürfen . Ich will aber
davon abgehen , und sage , daß nicht nur die Besitzenden beitragen
zum Wohl des Staates , sondern auch die Besitzlosen , ja daß
diejenigen , welche nicht durch den Besitz, sondern nur durch ihre
Arbeit dem Staate dienen , ebensowohl unentbehrlich sind zum
Wohl des Staates als die Besitzenden . Tragen sie also zu dieser
Summe des Glücks , ohne welche ein gut organisirter Staat nicht
bestehen kann , in gleichem Maße nach ihren Kräften bei, so finde
ich die entsetzlichste Ungerechtigkeit darin sie auszuschließcn von
dem Wahlrecht , von dem Recht , wodurch sie allein Theil nehmen
können an der Fortbildung der Einrichtungen , die auch zur Er¬
reichung ihres Ziels nothwendig sind . Ich muß also bekämpfen,
daß sie nicht Bevollmächtigte mit stellen dürfen , da wo es sich
darum handelt Einrichtungen zu schaffen , die eine so zahlreiche
Klasse von Staatsbürgern mit betreffen . Das ist der innere

Grund den ich habe . Ich will hier stehen bleiben . Ich habe
auch noch einen äußeren Grund , und muß auch hier wieder ein¬
mal auf den Bundestag zurückkommcn . Wir haben jetzt eine
neue Lehre erhalten , die mir früher unbekannt war , es ist die
Lehre , daß es nicht mehr aus die Bundesgesetze , auf das Recht
ankommt , sondern auf die Wünsche , auf die Intentionen des
Bundestags . Ich weiß nicht , — die Herren von der anderen

Seite wissen in dem Bundestag vielleicht besser Bescheid , als ich,
der ich sehr unerfahren in den Intentionen des Bundestags bin.
Ich kann mir es nicht denken , da hier nur ganz allgemein von
Grundsätzen die Rede ist , welche diejenigen , welche Mord und
Todtschlag von der allgemeinen Berechtigung zur Wahl fürchten,
später mit Modifikation versehen können , innerhalb deren das
Wahlrecht geübt wird . Der Abg . Rüder,  den ich auch damals
widerlegen wollte , als ich nicht zum Wort kam , führte das Bei¬
spiel von Bremen an Er hat falsch berichtet , m . H ., er hat
einen Theil berichtet und den andern weggelassen , nämlich den
Theil , daß der Senat den Bundeskommissär gerufen hat . Ich
bin nicht eingeweiht in die diplomatischen Verhandlungen , ich
richte mich hier nach einem Gewährsmann , dem Staatsminister
außer Dienst , Stüve , der an seine Wähler schreibt : daß der Bund
noch nirgends ungerufen eingeschritten sei, sobald Regierung und
Stände vereinigt ständen , und daß er auch in Bremen nicht ein¬
geschritten sei, sondern daß der Senat ihn gerufen habe , und daß
er keine Berechtigung habe , ungerufen einzuschreiten . Ich habe
das nur anführen wollen , um zu zeigen , daß die Befürchtungen
vor dem Bundestage nicht vorhanden sein können , sobald die
Staatsregierung mit dem Landtage auf verfassungsmäßigem Boden
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sich bewegt. Ich brauche kaum hinzuzufügen, daß die Politik
einer Regierung, wie sie der Bremer Senat befolgt hat , nicht
nur eine unkonstitutionelle, — denn das versteht sich von selbst, —
sondern eine schlechte und durchaus verwerfliche Politik ist. Ich
kann daher nicht glauben, daß unsere Regierung eine solche Po¬
litik befolgen werde. Am wenigsten würde unser Fürst, den ich
hier zu nennen gezwungen bin , eine solche Politik dulden, wie
sie die Herren, welche von einer solchen Politik gesprochen haben,
zu wünschen scheinen. Da die Herren so viel von Jntensionen
gesprochen haben, so muß ich auch meine Ansicht aussprechcn, daß
der Großherzog nicht allein den Willen , sondern auch die volle
Macht habe die Selbstständigkeit seines Landes gegen unberechtigte
Einmischungen des Bundes zu wahren. Damit fällt das Gebäude
zusammen, was auf diesen Grund , auf das Einschreiten des
Bundes gebaut wird. Ich habe gesagt, daß ich gegen diesen Ar¬
tikel stimme, das genügt mir aber nicht. Ich sehe mich auch ge-
nöthigt, weil ich von meinem demokratischen Standpunkt aus
durchaus für das allgemeine Wahlrecht kämpfen und dasselbe
vcrtheidigen werde, so lange mir gestattet ist, an öffentlichen Din¬
gen Theil zu nehmen, — so sehe ich mich veranlaßt den Antrag
zu stellen: Verbesserungsantrag zu Nr . 9:

Stimmberechtigt als Urwähler und wählbar zum Wahl¬
manne ist jeder Staatsbürger , welcher die nach den Art. 7
und 8 zum Landtagsabgeordneten erforderlichen Eigenschaf¬
ten besitzt.

Begründet ist der Antrag schon, ich füge nur das noch hinzu,
daß hier der allgemeine Grundsatz ausgestellt ist, und daß wie
gesagt, die Herren, welche nicht die gänzliche Ausschließung wollen,
dadurch immer noch Macht erhalten, Modifikationen zu beschließen.
Ich habe bereits die nöthige Unterstützung gefunden durch schrift¬
liche Unterzeichnung.

Abg. Rüder : Ich bitte um's Wort!
Präsident : Sie haben das Wort!
Abg. Rüder : Es soll ein sehr kurzes sei», m. H. ! Nach mei¬

nem Standpunkt zu diesem Entwürfe, den ich in der vorgestrigen
allgemeinen Debatte auseinander gelegt habe, ist mir der Unter¬
schied, der zwischen beiden Anträgen gemacht wird, kein sehr
wesentlicher. Ich finde im Gegentheil auf beiden Seiten eine
gewisse Inkonsequenz, die meines Erachtens hervorgegangcn ist
aus der Schwierigkeit, die unser Steuersystem dem vorliegenden
Entwürfe bereitet hat. Keiner von beiden Anträgen genügt mir
vollkommen, ich werde aber den der Mehrheit, als dem, der mei¬
nen Ansichten am nächsten steht, durch meine Stimme unterstützen.
Ich will nicht ausführlich in die allgemeine Debatte zurückgehen,
aus welcher der letzte Redner mir einige Bemerkungen entgegen-
gestcllt hat, nur das will ich erwähnen, daß ich den Bundcsbe-
schluß in Bezug auf die Bremer Versassungsverhältnisse vorgestern
in genauem Auszuge angezogen habe, ich jetzt aber nicht mit dem
Material versehen bin, mittelst dessen ich ihm Nachweisen könnte,
daß meine Auslassungen keine wesentlichen waren. Es lag mir
nur daran, zu zeigen, daß der Bund das Wahlrecht  in Bremen

als Motiv gebraucht hatte, um den Bremern einen Bundeskom-
missär zu schicken, ob mit Vorwissen oder gar auf Veranlassung
des Senats oder nicht hatte ich nicht hervorzuhebcn, das lag
ganz außer meiner Absicht. Dieses und alles Fernere aus dem
Bremer Verfassungsstreit konnte ich auf sich beruhen lassen gegen¬
über der Wahrheit, daß vom Bundestage zu erwarten sein werde,
daß er das allgemeine Wahlrecht zum Angelpunkte seiner etwaigen
Maßregeln nehmen werde. Ich habe aus der Lektüre demokrati¬
scher Schriften allerdings eine nützliche Lehre entnommen; ich habe
daraus die Lehre entnommen, mich nicht durch einzelne Worte
blenden zu lassen, nicht einzelne Worte zum Ausgangspunkt po¬
litischer Maßregeln gelten zu lassen, selbst wenn sie mit einem
Begriffe verbunden sind, und so kann ich mich auch mit dem Be¬
griff des Rechtes der Arbeit  in keiner Weise einverstanden
erklären, wenn daraus die Begründung des Rechts der allgemeinen
Stimmberechtigung abgeleitet werden soll. Meines Erachtens ist
der sogenannte andere Faktor, den der letzte Redner hervorgehoben
hat, der Repräsentant derjenigen Arbeit, welche durch Ersparniß
aus der Vergangenheit aufgehoben ist. Jeder, der nicht das Ei¬
genthum und das Recht des Eigenthums leugnen will , muß
sagen, daß jedes Besitzthum in den Händen dessen,  der es hat,
die Frucht der Arbeit, die Errungenschaft seiner Arbeit oder der
Arbeit seiner Erblasser ist. Das meines Erachtens ist der Haupt¬
grund, der gegen die Auffassung des geehrten Redners spricht und
mit dieser Auffassung wird deshalb weder der Mehrheit entgegen
getreten werden können, noch auch dem Prinzip des Wahlgesetzes,
gegen welches abermals von dem letzten Redner gesprochen wor¬
den ist; das Prinzip muß nach meiner Meinung bei diesem Ar¬
tikel zur Geltung kommen. Ich betrachte aber den ganzen Ent¬
wurf,  wie er aus der Berathung kommen wird, wie gesagt, als
ein Provisorium, welches nicht von langer  Dauer sein kann,
weil er in unserm Herzogthum auf ein sehr unvollkommenes
Steuersystem Hai begründet werden müssen.

Abg. Wibel : Meine Herren! Ter Abgeordnete, der vor mir
das Wort hatte, redete von einem Standpunkte , den er in die¬
ser Sache einnehme. Ich muß gestehen, nach dem, was ich bei
der allgemeinen Diskussion gehört habe, an Gründen für das
Eingehen auf den Entwurf des neuen Wahlgesetzes, kann ich
mir einen Standpunkt  dabei kaum vorstellen. Auf der Flucht,
auf der Retiradc hält sich schwer ein Standpunkt fest; und auf
der Flucht vor fremdem Machtgebot, sowie auf der Rctirade von
Ihren eigenen Grundsätzen, m. H. , befinden Sic sich. Es ist
das schon in der allgemeinen Diskussion klar genug geworden:
Niemand will das Wahlgesetz abändern seiner selbst willen, nur
Befürchtungen, vermeintliche Drohungen und auswärtige Rücksicht
sind es, die Sie dazu bewegen. Ta giebt es keinen Standpunkt
mehr, auf den mau sich fest hinstelleu und von wo aus mau
bedachtsam und vernünftig weiter schreiten könnte. — Doch zum
Einzelnen.

Nicht wesentlich verschieden wären die Anträge, sagt der
Abg. Rüder,  die uns vorliegen? Darin liegt eine souveräne
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Verachtung des Volks! Nicht wesentlich verschieden mag es für
Diesen oder Jenen beim Meditiren in seinem bequemen Kämmer¬
lein sein, ob der Andere als rechtloser Proletarier hinausgestoßen
wird aus der Zahl der stimmberechtigten Staatsbürger , oder ob
er nicht hinausgestoßen wird. Das soll nicht wesentlich verschie¬
den sein? Das Wort hat keinen guten Klang im Vaterlande!
— Kein Antrag , der gestellt ist, genügt dem Vorredner? Ich
stimme ihm darin bei, auch mir genügt vielleicht keiner davon,
auf Grund dessen, was beschlossen ist bei der Revision des Staats¬
grundgesetzes. Meine Herren, wenn man aber doch weiter nichts
zu sagen hat , als mir genügt dieses und das nicht, und mit
dem, was man will, nicht klar hervortritt, dann kann man
fremde Uebcrzeugung nicht gewinnen und redet leere Worte im
Rathe der Volksvertretung. Tie Vertheidignng gegen die Replik
des Abgeordnetenvon Jever , m. H. , Sie haben sie gehört, sie
war ein Zugeständniß des Unrechts von ^ bis 2 . „Kein Ma¬
terial zu haben über die Bremer Frage" ist eine eigene Phrase;
der geehrte Abgeordnete hätte ebenso gut sagen mögen, er bezwei¬
fele, ob auch Stüve Material habe, denn daß das Material, was
über die Schmach, die dem Bremer Staat durch seinen Senat
angethan ist, etwa vorhanden sein könnte, nicht in die Hände
unberufener Dritter gelangen wird, das sieht Jeder ein. Im
klebrigen aber, glaube ich, konnte dies nur eine ausweichende
Erklärung sein, denn was man behauptet und gesagt hat , das
muß man wissen und das muß man vertheidigen können, aber
eines Materials bedarf es dazu nicht. — Der Ausfall gegen die
demokratischen Schriften, die mit Vergnügen von ihm gelesen
worden seien, die ihn aber nicht belehrt hätten, war eine Anklage
— meine ich — gegen den Angreifer selbst, wenn er so flüchtig
gelesen und gehört hat , die tiefen, gründlichen Wahrheiten, über
die dort geschrieben und welche hier mündlich berührt worden sind,
daß er glaubt , es seien zum Ausgangspunkt eines politischen
Satzes nur Worte genommen, und den wesentlichen Unterschied
zwischen dem Recht auf Arbeit und dem Recht der Arbeit völlig
übersieht. Meine Herren, ich glaube, Jeder, der nur ein wenig
die Augen offen gehabt hat in den letzten 30 Jahren , weiß,
welch' inhaltschwere Frage , welch' eine furchtbare Zuchtruthe des
civilisirten Theiies von Europa der Anspruch und das Recht auf
Arbeit ist und zu werden droht, daß dies das Problem ist, -vor
dem sowohl die demokratische Partei , als die anderen politischen
Meinungen und Parteien zurückgcschrockcn sind, das bis heute
noch ungelöste Problem! Das ist das Recht aus Arbeit. Aber,
m. H., das Recht der Arbeit nimmt seinen Ausgangspunkt nicht
in solcher Tiefe, sondern ist eine so wesentlich andere Thatsache,
daß Beides nimmermehr in gutem Glauben verwechselt werden
kann. Das Recht der Arbeit hat die öffentliche Meinung der
Neuzeit, ja , hat , widerwillig freilich, der Redner selbst zugestan¬
den. Er sagt ja, der Kapitalist hat auch sein Stimmrecht, eigent¬
lich um weiter nichts als weil im Grunde erarbeitet sei, was über¬
gespart ist zu Kapital ; Arbeit ist also dem Vorredner auch der
besitz. Ich kann diese, mir freilich verrenkt scheinende Annahme

; acceptiren, denn dann ist das politische Recht, was an den Besitz
I geknüpft wird, nur eine Konsequenz des Rechts der Arbeit.

Wo bleibt nun aber ein Unterschied zwischen dem, der noch hente
arbeitet, und dem, der vorher gearbeitet hat ? Ter Eine soll das
Stimmrecht haben vollauf, der Andere nicht? Das heißt den
Widersinn proklamiren! Was die Frage selbst betrifft, so könnte

! man sagen, sie berührt nicht sehr viele unserer Mitbürger. Ich
^ sage aber, m. H. , sie berührt alle unsere Mitbürger. Trauen
^ Sic unseren Mitbürgern nicht noch so viel Rcchtsgefühl, soviel
' Billigkeit, ich möchte beinahe sagen, nicht noch soviel Scham zu,

daß es sie Alle berührt, wenn einer ihrer Nachbarn aus der
. Reihe der politisch Berechtigten hinausgestoßen wird, weil vielleicht

^ Krankheit in der Familie oder irgend ein anderer Unglückösall
! ihn genöthigt hat, seine Zahlungen an die Gemeinde-Armenkasse
^ einzustellen? Trauen Sie dem Volke zu, daß es vor solcher

^ Schmach, die das Drciklassen-System mit sich bringt und die im
^ Ausschußantrag sich birgt, nicht zurückscheuen werbe, daß cs nicht

soviel Scham hat , um davon sammt und sonders sehr unange¬
nehm berührt zu werden, so thun Sie unserem Volke viel, viel
Unrecht. Es berührt aber auch unmittelbar nicht eine so kleine
Zahl , wie der Abgeordnete, der vor mir redete, vielleicht glaubt
und wie Mancher sich vielleicht vorstellen mag. Es berührt auch
thatsächlich alle Diejenigen, die in dem Verhältnisse sind, wählen
zu sollen, ob sie fortan auch sich zurückziehen sollen, ihrer be¬
drängten Lage wegen, von dem Beitrag zu den Staats - und
Kommunalabgaben und sich dadurch auch die Verstümmelung an-
thun , sich das heiligste politische Recht des Staatsbürgers selbst
zu nehmen. Meine Herren! diese möchten noch am meisten zu
beklagen sein; jene Anderen haben daß Recht, denjenigen zu zür¬
nen, die ihnen das Wahlrecht entzogen haben und sie werden
weidlich darüber zürnen; diese aber setzen Sie in die unglückliche
Lage, ihrem Schicksal zürnen zu müssen. Wir sehen aber bei
alledem nicht ein, weshalb diese Rechtsberaubung einiger Weni¬
ger, wie man sagt, nöthig und erforderlich  sei ? Begehen
Sie dieselbe also nicht, thun Sie es um Ihrer selbst willen nicht!
Sie haben vielleicht schon mehr als Sie wissen und glauben an
Groll gegen Ihre Beschlüsse hervorgerufen, der eines Tags Her¬
vorbrechen wird zum Schaden — ich sage nicht des Einzelnen,
denn das wäre gleichgültiger, sondern Aller und des Ganzen.
Ties vermeiden können wir, denn ich bin mit dem Abg. Rüder
der Meinung, dieses Wahlgesetz hat keinen langen Bestand. Wo¬
hin Er will nnd schaut bei dieser Prophezeihung, das weiß ich
nicht. Wohin ich sehe und was ich voraussehe, das weiß ich,
und da glaube ich, habe ich mehr Anhänger meiner Meinung
und Vermuthung als Er . Thun Sie es also nicht! Wenn die
Zeit käme, wo dieses Wahlgesetz wieder aufflöge und wo Alles,
was wir im Jahre der Schmach 1852 litten und bauetcn, uns
erscheinen müßte als ein wüster schwerer Traum , den wir in
Krankheit geträumt hätten, unter unseligen Einflüssen unserer
selbst und von außen, da möchte ich nicht gern, daß unser Volk
zuvor im Hasse auch gegeneinander noch zersplittert worden wäre.
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Das ist aber die Folge des Klassengesetzes gewesen, wo es »och
eingeführt worden ist. Ich weiß wohl, m. H., warum man das
Klassengesetz, ich mag es so schmählich erscheinen lassen, wie ich
will und wie es ist und wie cs geschildert zu werden verdient,
ich weiß wohl, warum man es dennoch will. Es hilft am
besten! nicht etwa dazu blos, daß der Eine oder Andere in den
Landtag gewählt werde, nicht etwa, daß dadurch das Volk in
anderer Maße auftrcte an der Urne und eine wirklich vorhandene
andere politische Partei eben käme, nein, m. H,, das wäre viel¬
leicht gar nicht der Fall , das will man auch nicht, man weiß
wohl, daß daraus nicht sicher zu rechnen ist; aber es Hilst den¬
noch. Den Census hatte man im Auge vor einigen Jahren,
aber Diejenigen, welche mit ihm lange geliebäugelt haben, haben
zuletzt ausgerechnet: der Census hilft nichts, denn wenn er in
einem Kreise der einen politischen Partei den Sieg verschaffen,
so kann er umgekehrt in einem anderen Kreise der anderen Partei
den Sieg verschaffen. Die Interessenvertretung zweitens ist doch
etwas gar zu Absurdes für den gesunden Menschenverstandin
unserer Zeit. Tie Thatsachen sprechen zu laut dagegen um uns
her, als daß wir nach ihr ein Wahlgesetz noch einführen könnten
und zudem ist auch bei ihr der Erfolg zweifelhaft. Das Volk
könnte sich allenfalls noch versöhnen mit der Interessenvertretung,
sie hätte doch noch eine Art germanischen Anklangs, es wäre
freilich etwas Mittelalterliches gewesen, es wäre immerhin ein
Roccoco-Jnstitut — und dieses Roccoco ist heutigen Tages nicht
so ganz unbeliebt bei Manchen — und die Nichtswürdigkeitdes
Systems für die, welche es vielleicht durchschauen möchten, die
würde sich dadurch leicht haben verwischen lassen, wenn man ihnen
sagt: das ist zu Eurer Großmütter Zeiten und noch früher so
gewesen, laßt uns damit wieder anfangen, damit wir wieder
heraufkommen zu dem Besseren, was wir freilich nur kurze Zeit
halten konnten. Aber dieses Interessenvertretungs- Gesetz würde,
wie gesagt, auch nicht helfen: das Klassengesetz Hilst aber! Nicht
weil die Klassenwahlen wirksam wären, sondern weil sie das ganze
Wahlgesetz dem Volke so gehässig und verächtlich machen würden,
daß gar nicht mehr gewählt werden wird, als etwa von Denje¬
nigen, die der Herr Amtmann, oder sonst wer zur Wahlurne
schickt, die werden wählen müssen nolens , voieit8, sie werden
sich zwar scheuen in einen besonderen Zwangsstall sich abpforchen
zu lassen von den Andern, aber sie müssen hinein und werden
als gehorsame Diener thun was von ihnen verlangt wird. Aber
freie Männer werden nicht hingehen, nicht hineingchen in diese
abgesonderten Zellen und werden also gar nicht wählen. Das
ist es, was man gewollt  hat , daß ist es, was man z. B . in
Preußen erreicht  hat . — Die Wahl wird durch das Klassen¬
wahlgesetz dermaßen heruntergebracht werden, daß sie eben gar
nichts mehr ist, daß man zu dem übrigen Scheinkonstitutionalis-
muS auch noch das Wahlgesetz zum Schein herabgesetzt hat. Es
wird gehen wie bei der Wahl nach Erfurt hin. Ich empfehle
Ihnen den Antrag , den die Minderheit gestellt hat. Er ist der
einzig richtige.

Präsident : Es hat sich Niemand weiter zum Worte gemeldet.
Abg. Rüder : Ich bitte ums Wort!
Abg. Lindemann : Ich habe auch ums Wort gebeten.
Präsident : Ich bitte um Entschuldigung, der Herr Abgeord¬

nete Lin dem anu ist eingeschrieben. Sic haben das Wort.
Abg. Lindemann : Meine Herren! Die Weisen unter uns

haben dem gefürchteten Bundestage abgelauscht, daß demselben
die allgemeine Wahl nicht sonderlich gefalle. Ich weiß nicht, ob
die Herren von hier bis Frankfurt hin recht gehorcht haben, aber
ich nehme mal an , sie hätten recht, die Frankfurter wollten kein
allgemeines Stimmrecht und Oldenburg sei bedrohet durch einen
Bundeskommissar, vielleicht durch den Auktionator Hannibal
Fischer, beschickt und rcvidirt zu werden, wenn wir das allge¬
meine Wahlrecht beibehalten. Meine Herren, ehrlich mit einander
gesprochen, wäre dem also, wollte der Bundestag keine allge¬
meine Wahl , würde Oldenburg durch die allgemeine Wahl in
seiner Selbstständigkeit gefährdet; glauben Sie dann , daß Sic
durch das Compliment, durch die ehrfurchtsvolle Verneigung,
welche Sie den Frankfurtern dargebracht haben, die Gefahr ab-
gcwendet und das Wahlgesetz dem Bundestag genügend rcvidirt
haben? Was haben Sie gethan? Sie haben von den unteren
gedrückten Klassen ungefähr 5 Prozent vom Wahlrecht ausge¬
schlossen. Uud wer sind diese Ausgeschlossenen? Geächteten? Sind
das die Schlimmeren, die Lärmmacher, die Agitatoren? Nein,
keineswegs! Ich kenne, wie ich glaube sagen zu können, die
unteren Schichten des Volks seit Jahren genau wie Wenige; die
Leute, die nichts taugen, die gewerblichen Lärmmacher, ohne
Ueberzeugung und nach allen Richtungen, die man beseitigen
möchte, das sind in der Regel diejenigen, welche ohne Scheu
und zudringlich zur Armenkasse greifen und darin Unterstützung,
gleichsam Pension suchen, denen man weil sie in Trägheit nichts
verdienen, Unterstützung giebt. Aber, m. H. , gerade diejenigen
Leute, die durch Unglücksfälle oder andere Zufälle nicht mehr im
Stande sind, positive Beiträge zur Staatskasse zu zahlen, dabei
sich doch hüten der Armenanstalt zu verfallen, die den Ruhm
festhalten, selbstständig zu stehen, das sind in der Regel die
ruhigsten und fleißigsten Bürger. Wenn Sie nun diese aus¬
schließen, so glauben Sie die Gefahr abgcwendet zu haben. —
Halten Sie dies Mittel wirklich für genügend, m. H. , so war
die Gefahr erlegen,  es giebt und gab keine Gefahr die uns
nöthigte, das allgemeine Stimmrecht aufzugeben.

Abg. Rüder : Meine Herren ! Diese Versammlung kennt
schon die Art des Abg. für den 2. Wahlkreis, Wahres und
Falsches der Art miteinander zu verzwirnen, daß es schwer ist,
am Ende noch den Faden zu finden; diese Versammlung wird
sich daher durch die Rede des Abgeordneten für den 2. Wahl¬
kreis deshalb nicht auf andere Gedanken bringen lassen, weil es
ihm gelungen, Einiges zu verschieben. Die wenigen Bemerkun¬
gen, welche mir erheblich genug schienen, um darauf zurückzu¬
kommen, will ich Ihnen hcrauSheben. Es ist meines Erachtens
mit großem Unrecht von dem Redner mir vorgeworfen worden,



155

ich habe gestern einen Standpunkt angedeutet, der eben keiner
sei. Vielleicht hat es der Redner gestern gemacht wie heut' , daß
er unmittelbar die Versammlung verließ, nachdem er seine Rede
siir die stenographischen Berichte diktirt hatte. Nur daraus wäre
eS zu erklären, wenn er nicht verstanden hat , daß ich gestern
ausdrücklich gesagt habe, ich würde jetzt nicht wollen, daß frei¬
willig an die Abänderung des Wahlgesetzes gegangen werde, wenn
wir das äußere Motiv , welches ich hervorgehoben und mit der
Bremer Geschichte begründet habe, nicht zu beachten hätten.
Diese Bremer Geschichte ist auch heute wieder mir im Munde
umgewendet worden. Ich habe gesagt, daß ich die Materialien,
die ich gestern vorgelesen, nicht mehr zur Hand habe (Abg.
Wibel : Ah so!) , daß ich jetzt nicht mehr zeigen könne, wie
diese Angaben von mir begründet sind. Wie da Lug und Trug,
und was weiß ich sonst noch, zur Sprache kommen konnte, ist
mir unbegreiflich gewesen. Mir genügen diese Vorschläge deshalb
nicht, habe ich heut' Morgen gesagt, weil ich kein richtiges Wahl¬
gesetz auf das Steuersystem zu gründen wüßte, wie wir es zur
Zeit im Herzogthume Oldenburg haben. Beispielsweise würde
eine allgemeine Einkommensteuer schon ein sichereres Maß der
Vertheilung des Stimmrechts geben, wenn es ein geringes Ein¬
kommen ganz von der Steuer frei ließe; nur beispielsweise er¬
wähne ich das , um zu zeigen, daß meine wenigen Worte über
den Gegenstand nicht so ganz gedankenlos waren, als darzustellen
beliebt ist. — Eine Folge des Klassensystems soll nothwendig der
Haß sein und sei er überall gewesen? Wenn ich etwas von der
Geschichte verstehe, so hat dieses Klassensystem seinen Ursprung
genommen in der römischen Geschichte, — ist die Idee den
Klassen des Servius Julius entnommen, womit die Macht der
Aristokratie brach und die Republik vorbereitet wurde. Ich meine,
es war um die Zeit des Marius , wo das allgemeine Stimmrecht
wieder eingeführt wurde, und ich weiß nichts von dem großen
Segen, den es brachte, indem es den Despotismus der Cäsaren
einleitete. In neuerer Zeit hat das Klasscnsystem noch keine Ge¬
schichte, so daß man davon reden könnte, was geschichtlich seine
Folgen gewesen. — Der letzte Redner meint, wir wollten Dieje¬
nigen ausschließen, welche den größten Einfluß auf die Minder-
besitzenden haben. Das ist nicht die Meinung. Es ist die Mei¬
nung, Denjenigen den Beruf, zu wählen, nicht beizulegen, welche
den Einwirkungen Anderer am meisten ausgesetzt sind, am mei¬
sten den Bestechungen mit Geld und Interessen auf der einen
Seite, den Bestechungen und Versicherungen von Nutzen und der¬
gleichen auf der anderen Seite ; und letzteres ist meines Erachtens
das Schlimmere, denn es nimmt dem Volke allen Glauben an
Politische Treue. Ich werde mich für das Klaffensystem entschei¬
den, und habe, wie ich vorhin schon bemerkte, für die eine oder
sür die andere Modifikation keinen erheblichen Grund gehört.

Abg. Wibel : Wenn uns das alte Rom, alte römische Ge-
Ichichten vorgeführt worden sind in dieser modernen politischen Frage,
lo weiß ich darauf nur zu antworten : wir sind keine Römer! Und
wehe uns , wenn wir in der Zeit, welche verflossen ist, seit jenen

Jahrhunderten , von denen der Abgeordnete Rüder  sprach , wenn
wir in dieser Zeit keine Fortschritte gemacht hätten in Verfassungs¬
kunst und dreifach wehe uns, wenn es unseren Feinden gelänge, uns
einen so furchtbaren und rapiden Rückschritt machen zu lassen in drei
Jahren , daß wir erst wieder auf dem Standpunkte des alten Römi¬
schen Gemeinwesens Halt machen dürften. M . H.! Die Verfassung
der Römer , sie ist Ihnen auch bekannt und was die Geschichte
berichtet von Ereignissen der berührten Art , aber Keinem von
uns wäre cs wohl eingefallen, danach solle das Oldenburgische
Volk im Jahre 1852 seine konstitutionell-monarchische StaatSform
regeln. Schließlich nur noch ein Wort , meine Herren, um mit
aller gebührenden Entrüstung zurückzuweisen, was vom Abgeord¬
neten Rüder  von Bestechung gesagt worden ist. Man schweige
doch davon! Ich will nicht mit dem Finger Hinweisen auf Die¬
jenigen, die bestochen sind. Aber Keiner soll dem Volke nachsagen,
daß es bestochen sei!

Rcg.-Commiff. Bucholtz : Verschiedene von den Herren, oder
vielmehr sämmtliche Herren, die gegen den von der Staatsregie¬
rung vorgelegten Entwurf des Wahlgesetzes gesprochen haben,
haben von Neuem den Bundestag in die Debatte gezogen. „Wir
haben keiner Einwirkung des Bundestags uns zu versehen",
sagt der Abg. Mölling; „wir befinden uns wieder auf der
Retirade vor dem Bundestage", bemerkt der Abg. Wibel; „wir
machen nach Frankfurt hin Komplimente", meint der Abgeord¬
nete Wibel. — Meine Herren! Ich habe schon bei der .allge¬
meinen Debatte bestimmt hcrvorgehoben, daß die Staatsregierung
ihre Vorschläge auf Abänderung des Wahlgesetzes ja gar nicht
einmal auf den Bundesbeschluß vom 31 . August 1851 gestützt
hat , obgleich es allerdings nach dem dem Bundesbeschluß zu
Grunde liegenden Ausschußbericht hätte geschehen können. Die
Staatsregierung hat lediglich innere Gründe für ihre Vorschläge
auch in den Motiven angeführt, worauf ich mithin nicht weiter
znrückzukommen brauche Nur habe ich eine Erläuterung über
die Motive der Staatsregicrung zu geben und zwar, weil eine
Minorität zur Begründung ihres Antrags darauf sich berufen
hat. Die Regierung ist bei ihrem Vorschläge, den sie den Her¬
ren gemacht, davon ausgegangen, daß, wie auch schon neulich
von einem der Redner hervorgchoben ist, die politische Wahlbe¬
rechtigung nicht von vorn herein ein jedem Menschen angebornes
Recht, daß sie vielmehr nur als ein Beruf zu betrachten ist. Es
frägt sich nur dabei, bei wem soll dieser Beruf anerkannt wer¬
den? Und da ging die Regierung davon aus : bei der besitzenden
Klasse. Sie wollte, daß der Besitz hierbei zur Anerkennung ge¬
bracht werden solle; auf den Besitz ist das ganze Wahlsystem begrün¬
det, welches die Regierung vorschlug. Es fragt sich aber dabei
weiter, woran ist der Besitz erkennbar? Hierbei hat die Staatsre¬
gierung als äußerlich hervortretendesKennzeichen des Besitzes die
direkten Stenern angenommen. Eine indirekte Besteuerung und
dergleichen läßt sich nicht als Kennzeichen des Besitzes ansehen, und
eben deshalb würde, wenn der Antrag der Minderheit angenommen
würde, der ganze Standpunkt , die ganze Grundlage des Wahl-
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systems verrückt werden . Die Staatsregierung hat nicht deshalb den

Steuern Zahlenden das Wahlrecht beilegen wollen , weil sie Steuern

zahlen , sondern deshalb , weil die Steuerzahlung eben ein Kenn¬

zeichen des Besitzes ist und sie dadurch , daß sie direkte Steuern

zahlen , eben als zu den besitzenden Klassen gehörend , sich ausweisen,

bei welcher die Staatsregierung den Beruf , die politischen Rechte

auszuübcn , anerkennt . Würde nun der Vorschlag der Minori¬

tät angenommen , so könnte der Fall eintreten , daß in der einen

Klasse der Besitz entscheide und in der anderen die Kopfzahl , während

nach dem Vorschläge der Staatsregierung der Besitz gleichermaßen

allen Klassen zu Grunde gelegt wird . Deshalb möchte ich den Her¬

ren sehr anrathen , diesen Minoritätsantrag als mit dem ganzen

Wahlgesetz in Widerspruch tretend , zu verwerfen.

Präsident : Ich schließe die Berathuug , da Niemand wei¬

ter zum Worte sich gemeldet hat , vorbehaltlich des letzten Wor¬

tes der Herren Berichterstatter . Wünscht der Herr Berichterstat¬

ter der Minderheit das Wort?

Abg. Pancratz : Ich bitte darum.
Präsident : Sie haben das Wort.

Abg. Pancratz : Meine Herren ! Ich habe der Begründung

des Antrags , wie er im Berichte vorliegt , nur Weniges hinzu¬

zufügen . Ich muß darauf zurückkommen , daß ich als Prinzip

der Stimmberechtigung nur annehme , daß Jemand zu den Kosten

des Staates beiträgt . Ich habe auch im Regierungsentwurfe

kein anderes Prinzip finden können , die Motive haben mich viel¬

mehr annehmen lassen , daß der Beitrag zu den Staatslasten

eigentlich das Prinzip sei. Wenn nämlich in den Motiven ge¬

sagt wird : „ daß die scharfe Scheidung zwischen politisch Berech¬

tigten und Ausgeschlossenen von steter Mißstimmung der Letzteren

begleitet ist und dies bei uns um so mehr , indem ihnen ein

Recht wieder entzogen werden würde , welches sie bisher und län¬

ger als 3 Jahre ausgeübt haben " — und ferner : „ unter die¬

sen Verhältnissen hat es gegenwärtig angemessen erschienen , dem

Wahlgesetz die zur Zeit bestehende allgemeine Stimmberechtigung

zwar wieder zum Grunde zu legen , dieselbe jedoch so zu modifi-

ciren und zur Geltung kommen zu lassen , daß die sonst befürch¬

teten Gefahren vermieden werden " — so habe ich allerdings ge¬

glaubt , daß Jeder , der zu den Staatslasten beiträgt , auch stimm¬

berechtigt sein soll nach dem Prinzip , daß aber die beabsichtigte !

Modifikation sich auf Eintheilnng in Klassen beziehen soll , die

nach Art . 19 vorgenommcn wird . Es ist eben von dem Herrn

Regierungs - Kommissär gesagt , daß das Prinzip der Besitz sein

solle , und daß man hier die direkten Steuern genommen habe,

weil sie den Besitz bewiesen . Daß kann ich nicht zugestehen.

Die Armensteuer beweist keinen Besitz , es kann Jemand von sei¬

ner Arbeit steuern , wenn er auch ohne allen Besitz ist . Wenn

jetzt von dem Ausschüsse und auch von der Staatsregierung an-

gcdeutet wird , als wenn das Prinzip darin bestehen solle , daß

das Zahlen zu diesen genannten Steuern nur zur Stimmgebung

berechtige , so scheint mir kein begründetes Prinzip vorzuliegcn , es

ist dies eine Willkühr ; es ist nicht einmal gesagt , daß alle direkten

Steuern Stimmrecht geben sollen . Es ist also eine Bestimmung,

die nach meiner Meinung , gerade den Census , den die Staats¬

regierung nicht gewollt hat , einführt . Wie gesagt , kann ich also

eine Begründung eines anderen Prinzips , als das der Steuer¬

zahlung im Allgemeinen nicht finden , und man muß die indirek¬

ten Steuern eben so gut berücksichtigen , als die direkten . Wenn

im Ausschußbericht , Seite 10 , darauf hingewiesen ist : „ dazu kommt,

daß die Zahl Derjenigen , die weder Armensteuer zahlen noch

Armenunterstützung empfangen , im Allgemeinen nur sehr gering

sein wird , und daß jeder derselben , der ein Gewicht darauf legt,

stimmberechtigt zu sein , sich dieses Recht durch Zahlung eines sei¬

nen Verhältnissen entsprechenden geringen Beitrags zu der Armen¬

steuer erwerben kann ; " — da muß ich zunächst darauf Hinwei¬

sen , daß nach meiner Meinung die Sache so genommen werden

muß , wie sie jetzt liegt , daß jedem das Stimmrecht zugemessen

werden muß , gerade nach den Verhältnissen , in denen er sich be¬

findet , nicht nach den Verhältnissen , in denen er sich befinden

kann ; und dann ist es auch kein Vorwurf gegen meine Ansicht,

wenn die Mehrheit ausdrücklich sagt , daß jeder auch diese Steuern

zahlen könne . Darin liegt , daß jeder , der nach meiner Ansicht

stimmberechtigt ist , cs auch noch sein könne , wenn er die vorge¬

schriebenen Bedingungen erfüllt . Ich muß also bei meinem An¬

träge beharren.

Präsident : Wünscht der Herr Berichterstatter der Mehrheit
das Wort?

Berichterst. Strackerjan : 3ch bitte darum!

Präsident : Sie haben das Wort!

Berichterst. Abg. Strackerjan II . : Ich möchte mir zunächst die

Bemerkung erlauben : wenn vom Abg . Wibel  gesagt ist , Nie¬

mand wolle das Wahlgesetz umändern um seiner selbst willen,

sondern nur aus Furcht vor dem Bundestag , er wahrscheinlich

den Bericht des Ausschusses nicht gelesen hat , denn da steht aus¬

drücklich , daß abgesehen von den Vorschriften des Bundestags

auch innere Gründe den Ausschuß der Abänderung der Stimm¬

berechtigung seine Zustimmung zu ertheilen bewogen hätten . —

Ich muß gestehen , ich finde politisch keinen Nachthcil dabei , wenn

Diejenigen , die nach dem Antrag der Mehrheit und nach dem

Entwürfe von der Stimmberechtigung zugclassen würden . Ich

! sehe es aber nicht möglich zu machen , Diejenigen in angemessener

Weise zur Stimmberechtigung heranzuziehen — denn wenn die

Steuern einmal für den Umfang des Stimmrechts maßgebend

sein sollen , mag es nun sein , wie der Berichterstatter der Min¬

derheit will , daß nur die Steuerzahlung Stimmberechtigung geben

soll , oder daß , wie die Staatsregierung es aufsaßt , der durch

die Steuerzahlung erkennbar gewordene Besitz der Maßstab für

die Berechtigung zur Stimmgebung sein soll , so läßt sich immer

nie das Quantum der Stimmberechtigung ermitteln , welches Den¬

jenigen zukommt , die eben keine Steuern zahlen . Im Ausschuß¬

bericht ist gesagt , die Zahl derjenigen , welche nach dem Entwürfe

ausgeschlossen werden , sei nur klein ; — es mag das verschieden

sein , in einem Kreise größer , in dem andern kleiner , aber das
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daß man sic nicht unterbringen kann in dem System . Wenn

die Zahl großer , ist , so wird die 3 . Klasse dadurch benachtheiligt

werden , daß ihr ein paarhundert Leute , die keine Steuern zah¬

len , zugcrechnct werden , die gar nicht bei der Bildung in Klassen

in Anrechnung gekommen sind . Ich muß dabei beharren , daß

cß allein praktisch durchführbar ist , die nicht Zahlenden auszu¬

schließen , wenn Sie überall das Klassensystem wollen , dem ^ ic

bei der allgemeinen Berathung mit so überwiegender Mehrheit

ihre Genehmigung ertheilt haben . Ich muß mich daher für den

Antrag der Mehrheit erklären , gegen die übrigen Anträge ist

nichts bemerkt , darum schweige ich darüber.

Abg. Wibel : Ich bitte um namentliche Abstimmung!

Präsident : Es ist dies bereits geschehen.

Präsident : Wir gehen zur Abstimmung . Es liegen ver¬

schiedene Anträge vor , zunächst die der Mehrheit des Ausschusses,

die Anträge unter Nr . 10 und 11 und einer , der keine beson¬

dere Ziffer erhalten hat , dann die Anträge der Minderheit Nr.

12 und 13 , endlich der Vcrbesserungsantrag des Abg . Möl-

ling , wie er vorhin verlesen ist. Von dem Art . 9 , Z 1 des

Entwurfs würde sich derjenige des Abg . Mölling am weitesten

entfernen , indem der Antrag der Minderheit Nr . 12 blos die

Negation dieses Artikels ist , er will ihn überhaupt nicht . Ich

würde demnach zunächst den Antrag des Abg . Mölling zur

Abstimmung bringen , darauf die Anträge , natürlich successive,

Nr . 10 und Nr . 11 des Ausschußberichts , welche übrigens nur

eine eventuelle Bedeutung haben für den Fall , daß der Haupt¬

antrag der Mehrheit demnächst angenommen würde . Es würden

also , wenn der Antrag der Mehrheit : der Art . 9 Z 1 möge

angenommen werden , nicht angenommen würde , die Anträge

Nr . 10 und 11 , wenn sie bereits angenommen wären , wieder

Wegfällen . Würde der Antrag der Mehrheit des Ausschusses

nicht angenommen , so wäre damit , wie sich von selbst versteht,

der Antrag der Minderheit Nr . 12 angenommen und es würde

dann nur noch der Antrag der Minderheit Nr . 13 zur Abstim¬

mung kommen . Falls nicht Widerspruch gegeu meine Ansicht

erfolgt , wird danach verfahren werden.

Abg. Böckel : Ich wollte - nur bemerken , daß die Sache sich

einfacher und klarer , wie ich glaube , Herausstellen wird , wenn

nach dem Anträge des Abg . Mölling der Minderheitsantrag

Nr . 12 und eventuell Nr . 13 zur Abstimmung käme . Würde

der Minderheitsantrag und damit die Streichung des Z 1 des

Art . 9 abgelehnt , so kämen dann die Anträge Nr . 10 und 11

der Mehrheit zum Art . 9 Z 1.

Präsident : Es läßt sich allerdings die Abstimmung auch
in dieser Weise vornehmen , was ich mir auch vorhin nicht ver¬

hehlt habe , indeß habe ich geglaubt , bei der von mir formulirten

Reihenfolge den bisher beobachteten Grundsätzen mehr treu ge¬

blieben zu sein , als wenn jetzt die bloße Negation eines Antrags

der Regierung zur Abstimmung käme . Ich würde daher bei mei¬

nem Vorschläge beharren , wenn nicht von dem Landtag etwas
13

Anderes beschlossen wird . Ich bringe daher die Frage zur Ab¬

stimmung , ob nach dem Anträge des Abg . Böckel verfahren

werden soll , daß zunächst das Amendement des Abg . Mölling

und dann der Antrag der Minderheit Nr . 12 , und ' eventukll

der Antrag Nr . 13 zur Abstimmung kommen . Ich ersuche die¬

jenigen Herren , welche wollen , daß in der von dem Abg . Böckel

vorgeschlagenen Weise verfahren werde , sich zu erheben ! Der

Antrag ist abgelehnt . Es ist auf namentliche Abstimmung über

sämmtliche vorliegende Anträge angetragen . Ist dieser Antrag

unterstützt ? Ich bitte , daß die Herren sich erheben , die ihn un¬

terstützen wollen . Er ist genügend unterstützt!

Abg. Mölling : Ich bitte um das Wort.

Präsident : Sie haben es!

Abg. Mölling : Ich habe den Antrag auf namentliche Ab¬
stimmung gestellt , aber Nr . 10 würde für mich keine nameutlichc

Abstimmung erfordern , sondern nur mein Antrag , und nach dem

Vorschläge des Präsidenten Nr . 11 der Mehrheit.

Präsident : Es ist von anderer Seite auf namentliche Ab¬
stimmung über sämmtliche Anträge angetragen!

Abg. Mölling : Ich meinte , daß der Antrag nur von mir
ausgegangen wäre!

Abg. Becker : Da sich Zweifel zu erheben scheint , so glaube

ich bemerken zu müssen , daß die ngmentliche Abstimmung über

sämmtliche Anträge vorher beschlossen worden ist!

Präsident : Abg . Mölling  hat bemerkt , daß er in Bezug
aus den Antrag Nr . 10 von seinem Anträge auf namentliche

Abstimmung wieder zurücktrete , indeß , wie gesagt , es ist von an¬

derer Seite auf namentliche Abstimmung über sämmtliche Anträge

angetragen . Wir gehen zunächst zur Abstimmung über den Ver-

^ besserungsantrag des Abg . Mölling  zum Art . 9 K 1 . Er
lautet : „ Es möge daselbst gesetzt werden : Stimmberechtigt als

Urwähler , und wählbar zum Wahlmann ist jeder Staatsbürger,

welcher die nach den Art . 7 und 8 für die Wählbarkeit zum

Landtagsabgeordneten erforderlichen Eigenschaften besitzt" . — Ich

ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche diesem Anträge
beitreten wollen , mit Ja , die , welche ihm nicht beitreten wollen,

mit Nein  zu stimmen . Der Namensaufruf beginnt mit dem

Buchstaben N.

Es antworten die Abgeordneten mit

Ja Nein
Schmedes. Noell.

Wibel. Pancratz.
Millers. Rüder.

Abels. Strackerjan I.

Alfs. Strackerjan II

Bargmann. Strodthoff.
Becker. Sudendorf.
Böckel. Wedderkop.
Frank. Zedelius.

Hardt Barleben.

21
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Kasten.
Lindemann.
Lübbers.
Lüerßen.
Molling.

v. Berg.
Beker.
Bothe.
Driver.
Fcldhus.
Nicberding(mit dem Zu¬

satze: weil ich das Wesentliche
des durch diesen Antrag Bezweck¬
ten durch Annahme des Antrags >
Nr. 12 zu erreichen hoffe). !

Schwegmann( „ Nein,
wie Nicberding").

Ferneding.
Goosc.
Janßen.
Kindt.
Klävemann.
Lauw.
Lehmkuhl.
Möhring.
Morest.
v. Münster.

Präsident : Der Verbefferungsantrag des Abg., Molling
ist mit 27 gegen 15 Stimmen abgelehnt. Ich bringe den An¬
trag Nr. 10 zur Abstimmung und ersuche diejenigen Herren
Abgeordneten, welche wollen, daß für den Fall der Annahme des
Art. 9 § 1, wie er im Gesetzentwurf lautet, hinter dem Worte
„Grundsteuer" hinzugesügt werde: („Kontribution, Schatzung,
provisorische Grundsteuer und Gebäudcsteuer)" beim Namensauf¬
ruf mit Ja — (Mehrere Stimmen: Hier ist keine namentliche
Abstimmung nöthig). — Es scheint der Wunsch des Landtags
zu sein, die namentliche Abstimmung hier nicht eintreten zu
lasten. — Ich ersuche also diejenigen Herren Abgeordneten, welche
wollen, das Art. 9 § 1 für den Fall der Annahme desselben
diesen Zusatz erhalte, sich zu erheben. — Der Antrag ist ange¬
nommen. Ich ersuche ferner diejenigen Herren Abgeordneten,
welche wollen, daß Art. 9 § 1 des Gesetzentwurfs für den Fall
der Annahme desselben, statt des Wortes: „entrichet" die Fassung
erhalte: „zu entrichten hat", sich zu erheben. — Der Antrag ist
ebenfalls angenommen. Ich bringe den Hauptantrag zur Ab¬
stimmung.

Abg. Becker : Ich bitte um namentliche Abstimmung.

Präsident : Hierauf erstreckt sich allerdings der Antrag auf
namentliche Abstimmung, der vorhin erwähnt wurde. Der An¬
trag lautet: „Der Landtag wolle den Z 1 des Art. 9 mit den
noch obigen sich ergebenden Abänderungen seine Zustimmung er-
theilen". — Ich ersuche diejenigen Herren Abgeordneten, welche
diesem Anträge beitreten wollen, mit Fa , die, welche ihm nicht
beitreten wollen, mit Nein  zu stimmen. 'Der Namensaufruf
beginnt mit dem Buchstaben P.

Es antworteten die Abgeordneten mit
Ja Nein

Rüder. Pancratz.
Strackerjan I. Schmedes.
Strackerjan II. Schwegmann.
Strodthoff. Tndcndorf.
v. Weddcrkop. Wibel.
Zedelius. Willers.
Alfs. Abels.
Barleben. Bargmann.
von Berg. Becker.
Böker. Bockel.
Feldhus. Bothe.
Goose. Driver.
Kindt. Fcrneding,
Lauw. Frank.
Möhring. Hardt.
Morell. Janßen.
v. Münster. Kasten.
Noell. Klävemann.

Lehmkuhl.
Lindemann.
Lübbers.
Lüerßen.
Molling.
Nicberding.

Präsident : Der Hauptantrag der Mehrheit ist mit 24 gegen
18 Stimmen abgelehnt; es ist demnach der Antrag der Minder¬
heit, daß der Art. 9 Z 1 nicht anzunehmen sei,, als angenom¬
men anzusehen, und handelt es sich jetzt nur noch um Abstim¬
mung über den Antrag Nr. 13. Auch in Beziehung auf die¬
sen Antrag wird vielleicht namentliche Abstimmung nicht ge¬
wünscht?

Abg. Wibel : Ich habe um namentliche Abstimmung gebeten.

Präsident : Auch in Beziehung auf diesen Antrag?
Abg. Wibel : Ja!

Präsident: Dann wird es allerdings dabei bleiben. Ich
verstehe den Antrag dahin,, daß mit seiner Annahme die weitere
Berathung über den Entwurf sofort abgebrochen würde, weil
viele Artikel im Entwurf sich befinden, wie auch die Minderheit
selbst behauptet, bei denen Abänderungen jetzt erforderlich sind,
die mithin weitere Arbeiten des Ausschusses nothwendig machen.
Falls also nicht Widerspruch gegen meine Ansicht sich erhebt,
würde für den Fall , daß der Antrag Nr. 13 angenommen
würde, sofort mit der Berathung des Entwurfs, abgebrochen
werden. Der Namensaufrnf beginnt mit dem Buchstaben R.
Ich ersuche diejenigen Herren, welche dem Anträge der Minder¬
heit Nr. 13 beitreten wollen, mit Ja , die ihm nicht beistimmen
wollen, mit Nein  zu antworten.
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Es antworteten mit

Ja Nein
Abg . Alfs. die Abg . Abels.

Barleben. Bargmann.
Becker. Böckel.

v . Berg. Frank.
Böker. Hardt.
Bothc. Kasten.
Driver. Lindemann.

Fcldhus. Lübbcrs.

Ferneding. Lüerßen.
Goosc. Mölling.
Janßen. Schmedes.
Kindt. Wibel.
Klävemann. Willers.
Lauw.

Lehmkuhl.

Mohring ."
Morell.

v . Münster.

Niebcrding. Abwesend waren:
Noell. die Abg . Bulling.
Rüder. Cronc.

Schwegmann. Heindl
Strackcrjan I. Niebour.

Strackerjau II. Pancratz ..
Strodthoff.
Sudendors.

v . Weddcrkop.
Zedelius.

Präsident : Der Antrag der Minderheit ist mit 28
Simmen angenommen . D̂er Entwurf geht demnach

mehr an den Ausschuß zurück . Es ist damit die heutige Tages
ordnung erledigt . Es liegt auch zur Zeit kein Material zur
weiteren Verhandlung des Landtags vor , und wird deshalb die
nächste Sitzung unter Vertheilung der Tagesordnung besonders
angesagt werden müssen . In Beziehung auf das Gesetz wegen
Einrichtung der Provinzialräthe , ist es nunmehr nach Vorschrift
des Staatsgrundgesetzes erforderlich , daß der Staatsregiernng die
Motive mitgetheilt werden , welche den Landtag zu den einzelnen
Abänderungen des Gesetzentwurfs bestimmt haben . Es ist wün-
schenswerth , daß dieses motivirte Schreiben des Landtags mög¬
lichst bald an die Hohe Staatsregiernng gelange . Es wird ohne
Zweifel dem Ausschüsse leichter möglich sein , dieses Schreiben in
kurzer Zeit zu entwerfen , als dies von Seiten des Bureau ge¬
schehen könnte , und ich ersuche deshalb den Vorsitzenden des Aus¬
schusses die Entwerfung des Schreibens aus seiner Mitte zu ver¬
anlassen , und dann dem Bureau dasselbe baldmöglichst zustellen
zu wollen . Sodann erlaube ich mir den Vorsitzenden des Ab¬
theilungsausschusses zu fragen , wenn der Landtag über die Vor¬
stellung aus Idar wird in Verhandlung treten können.

Mg . Becker (Berichterst.) : Es fehlt nur noch die Vollendung
des Minderheitsgutachtens , sonst ist der Bericht fertig , ich erwarte
jenes jeden Augenblick und es kann der Bericht dann zum Ab¬
klatsch kommen.

Mg . Wibel : Es ist fertig!
Abg. Becker : Dann wird der Bericht heute Nachmittag zum

Abklatsch kommen.

Präsident : Es wird also der Bericht morgen zur Verthei¬
lung kommen , und es würde die nächste Sitzung dann besonders
angesagt werden . Die nächste Sitzung wird also , wie gesagt,
besonders angesagt werden mit Vertheilung der Tagesordnung.
Die heutige Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr .)

21  *
Druck ven Heinrich Küster.
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